
■	 dem Arbeitgeber eine von die-
sem Arzt ausgestellte Bescheini-
gung vorliegt.

Maßgeblich dafür ist das Datum des 
Vertragsbeginns. 
Die Bescheinigung über die Erstun-
tersuchung nach § 32 Jugendarbeits-
schutzgesetz ist in Kopie bei der Ärz-
tekammer einzureichen.

Anmeldung in der Berufsschule
Der Ausbilder (Arzt/Ärztin) meldet 
die Auszubildende in der Berufs-
schule an (Formblatt). Der Einzugsbe-
reich der Berufsschule richtet sich nach 
dem Wohnort der Auszubildenden. 
Die Auszubildende besucht im 1. 
und 2. Ausbildungsjahr an zwei 
Tagen in der Woche das jeweilige 
Berufliche Schulzentrum (im 3. Aus-
bildungsjahr an einem Tag).
Ein Berufsschultag mit mehr als fünf 
Unterrichtsstunden wird bei Jugend-
lichen mit acht Stunden auf die Aus-
bildungszeit angerechnet. Bei Voll-
jährigen finden die Berufsschulzeiten 
mit der tatsächlich stattgefundenen 
Unterrichtszeit einschließlich der 
Pausen Anrechnung als Ausbildungs-
zeit.

Ausbildungszeit
Die durchschnittliche wöchentliche 
Ausbildungszeit beträgt bei Auszubil-
denden 40 Arbeitsstunden.
Es bleibt dem ausbildenden Arzt 
überlassen, die Arbeitsstunden unter 

Berücksichtigung gesetzlicher Vor-
schriften auf die einzelnen Wochen-
tage nach den Erfordernissen der 
Praxis zu verteilen.
Dabei dürfen Jugendliche nicht mehr 
als acht Stunden täglich und nicht 
mehr als 40 Stunden wöchentlich 
beschäftigt werden (§ 8 JArbSchG). 
Wenn an einzelnen Werktagen die 
Arbeitszeit auf weniger als acht 
Stunden verkürzt ist, können Ju
gendliche an den übrigen Werkta-
gen derselben Woche 8,5 Stunden 
beschäftigt werden. 
Bei Volljährigen kann die Ausbil-
dungszeit auf bis zu zehn Stunden 
nur verlängert werden, wenn inner-
halb von sechs Kalendermonaten 
oder innerhalb von 24 Wochen im 
Durchschnitt acht Stunden werktäg-
lich nicht überschritten werden.

Beschaffung der Schutz- und 
Berufskleidung/Durchführung 
erforderlicher Schutzimpfungen
Der Ausbildende ist verpflichtet, die 
erforderlichen Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes unter Berücksichti-
gung der Umstände zu treffen. Der 
Ausbildende stellt die notwendige 
Schutzkleidung unentgeltlich zur 
Verfügung und trägt die Kosten für 
deren Reinigung. 
Der Ausbilder darf Tätigkeiten mit 
Infektionsgefährdung nur von Mitar-
beitern ausüben lassen, die an der 
arbeitsmedizinischen Pflichtvorsorge 
teilgenommen haben. In die arbeits-

medizinische Pflichtvorsorge sind 
auch Auszubildende einzubeziehen. 
Im Rahmen der Arbeitsmedizinischen 
Vorsorge müssen auch Impfungen 
angeboten werden, wenn die Infek-
tionsgefahr im Vergleich zur Allge-
meinbevölkerung erhöht und ein 
Impfstoff vorhanden ist.
Alle Kosten der Vorsorge inkl. Imp-
fungen sind vom Arbeitgeber zu tra-
gen.

Belehrung über die Verpflichtung 
zur Einhaltung der gesetzlichen 
Schweigepflicht
Die/Der Auszubildende ist über die 
Schweigepflicht gemäß § 203 Straf-
gesetzbuch aufzuklären.

Für weitere Informationen stehen 
Ihnen die Mitarbeiterinnen des Refe-
rates Medizinische Fachangestellte 
unter Tel.-Nr.: 0351/8267 170, -171 
und -173 gern zur Verfügung.

Marina Hartmann
Leitende Sachbearbeiterin

Referat Medizinische Fachangestellte
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chen Einfluss auf die Auslegung 
steuerrechtlicher Normen aus. 

Die Wahl nimmt ein Wahlausschuss 
auf der Grundlage von Vorschlagslis-
ten vor, zu deren Zusammenstellung 
die Berufsverbände zu hören sind.
Interessenten bitten wir, sich bis zum 
27. April 2016 bei uns zu melden, 
gerne auch per E-Mail unter  
hgf@slaek.de. Erforderlich sind die 
Angabe des Vor- und Zunamens, des 
Geburtsdatums, der Berufsbezeich-
nung und der Wohnanschrift.

Ass. jur. Michael Schulte Westenberg
Hauptgeschäftsführer

Ehrenamtliche Rich­
ter beim Sächsischen 
Finanzgericht 
gesucht!

Am 31.12.2016 endet die Amtszeit 
der bisher beim Sächsischen Finanz-
gericht tätigen ehrenamtlichen Rich-
ter/innen. Bis zum Jahresende muss 
daher die Neuwahl für die kom-
mende 5-jährige Wahlperiode (2017 

– 2021) erfolgen Die ehrenamtlichen 
Richter/innen wirken gleichberech-
tigt mit den Berufsrichtern bei der 
Rechtsfindung in Steuerstreitigkeiten 
mit und üben dadurch auch erhebli-
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